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I. Die argentinische Bundesstrafprozessreform 

1. Entstehung und Verlauf 

 
Die Diskussion über Verfahrensökonomie ist hierzulande eingebettet in eine lang-
jährige Strafprozesstradition, dessen heutige Verfahrensformen bis in das 19. Jahr-
hundert hineinreichen.1 Die Diskussionen auf dem lateinamerikanischen Kontinent 
sind, sofern sie bereits geführt werden, relativ neu.2 Lateinamerika hat (erst) in den 
späten achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts mit den dort vorherrschenden 
überholten Strafprozessstrukturen des spanischen Inquisitionsprozesses gebro-
chen.3 Seitdem befindet es sich in einem epochalen Reformprozess, der den gesam-
ten Kontinent ergriffen hat4 und der mit den großen Strafprozessreformen Konti-
nentaleuropas des 19. Jahrhunderts verglichen werden kann.5 Ausgangspunkt der 
Reformdiskussion war der Entwurf einer Musterstrafprozessordnung für Iberoame-
rika (Código Procesal Penal Modelo para Iberoamérica)6 aus dem Jahre 1988, 
welche vom Iberoamerikanischen Institut für Strafprozessrecht entworfen wurde.7 
 
Im Zuge der gesamtlateinamerikanischen Reformbewegung wurde im Jahre 1992 
eine neue argentinische Bundesstrafprozessordnung, der Código Procesal Penal de 
la Nación (im Weiteren CPPN), erlassen.8 Das neue Gesetz löste den bis dato (mit 

                                                 
1  Vgl. Struensee/Maier in: Maier/Ambos/Woischnik, Las reformas, S. 17 ff. 
2  So Gómez Colomer, CDJP 1997, Nr. 7, S. 912 f. 
3  Vgl. Llobet Rodríguez, Eser-FS, S. 549; Struensee/Maier in: Maier/Ambos/Woischnik, Las 

reformas, S. 19 ff. 
4  Siehe Gómez Colomer, CDJP 1997, Nr. 7, S. 912 f.; Ambos/Woischnik, ZStW 113, S. 367 f. 
5  So Struensee/Maier in: Maier/Ambos/Woischnik, Las reformas, S. 17 f.; Woischnik, Untersu-

chungsrichter, S. 5. 
6  Soweit nicht anders vermerkt, stammen alle Übersetzungen vom Verfasser. Hiervon ausgenom-

men sind die Vorschriften des argentinischen Strafgesetzbuches, das in einer deutschen Überset-
zung erschienen ist (Styma in: Zaffaroni/Styma, StGB Argentinien). Zur Wahrung einer einheit-
lichen Terminologie wird bevorzugt diese Fassung herangezogen. 

7  Instituto Iberoamericano de Derecho Procesal (Hrsg.), Código Procesal Penal Modelo para Ibe-
roamérica; einen Überblick über die Entstehungsgeschichte bietet Llobet Rodríguez, Unschulds-
vermutung, S. 16 f.; ders., Eser-FS, S. 549 ff.; Struensee/Maier in: Maier/Ambos/Woischnik, 
Las reformas, S. 26. 

8  Gesetz (ley) 23.984, Beschlussfassung (sancionada) am 21.08.1991, erlassen am 04.09.1991 
(promulgada), Boletín Oficial de la República Argentina (im Weiteren B.O., entspricht dem 
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sperrigen Namen) gültigen Código de Procedimientos en Materia Penal para la 
justicia federal y los tribunales ordinarios de la Capital y Territorios nacionales 
(im Weiteren CPMP)9 ab. Der CPMP galt bereits bei seiner Verabschiedung als 
veraltet, da er der spanischen StPO noch aus Zeiten der bourbonischen Restaurati-
on nachempfunden war, obwohl selbige bereits drei Jahre vorher außer Kraft ge-
setzt wurde.10 Der CPMP trug somit das alte inquisitorische und autoritäre Gedan-
kengut bis spät in das 20. Jahrhundert hinein, dessen Auswirkungen immer noch zu 
spüren sind.11 Mit der Einführung des CPPN vollzog das Bundesstrafverfahren den 
Wandel von einem ehemals geheimen und schriftlich geführten inquisitorischen 
Verfahren hin zu einem instruktorischen Strafverfahren12 oder Akkusationspro-
zess,13 in dem das Herzstück eine öffentliche und mündlich geführte Hauptver-
handlung ist.14 
 
 
                                                                                                                                        

deutschen Bundesgesetzblatt) am 09.09.1991, in Kraft getreten am 05.09.1992. Am argentini-
schen Bundesgesetzgebungsverfahren sind die Exekutive und die Legislative beteiligt. Nach Art. 
77 der Verfassung (Constitución de la Nación Argentina, im Weiteren CN) erfolgt die Gesetzes-
initiative aus der Mitte einer der beiden Kammern des Bundeskongresses (Cámara de Diputados 
oder Senado) oder von der Exekutive. Zuerst passiert gemäß Art. 78 CN ein Gesetzesvorschlag 
nun die beiden Kammern des Bundeskongresses (sancionada). Es handelt sich also um die Be-
schlussfassung der Legislative. Danach erfolgt die Entscheidung der Exekutive. Wenn diese 
nicht von ihrem Vetorecht Gebrauch macht, erlässt sie den Entwurf als Gesetz (promulgada). 
Die Verkündung erfolgt mit der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt, dem B.O. Das Gesetz 
tritt gemäß Art. 2 des Zivilgesetzbuches (Código Civil) an dem durch das Gesetz bestimmten 
Tage in Kraft. Sofern das Gesetz kein Datum des Inkrafttretens nennt, geschieht dies automa-
tisch acht Tage nach Verkündung im Bundesgesetzblatt. Die argentinischen Bundesgesetze sind 
chronologisch durchnummeriert. 

9  Der CPMP selbst trat am 01.01.1889 in Kraft, war somit über 103 Jahre hinweg gültig. 
Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 38. 

10  So Corte Suprema de Justicia de la Nación (= Verfassungsgericht; im Weiteren CSJN), Fall 
„Casal“ vom 20.09.2005, B. 328-3, S. 3433; Zaffaroni in: Zaffaroni/Styma, StGB Argentinien, 
S. 9; Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 39 ff.; Gropengießer, ZStW 105, S. 172 f. 

11  Neben der starken Prägung der Denkweise vieler Praktiker (so Woischnik, Untersuchungsrichter, 
S. 77), befanden sich noch lange letzte Verfahren in den Rechtsmittelinstanzen, deren Vorver-
fahren oder erste Instanz noch auf Basis des alten CPMP abgeurteilt wurden. Hinweis von Prof. 
Dr. Ignacio Tedesco, Universität Buenos Aires. 

12  Diesen Abgrenzungsbegriff zur Richter und Ankläger in einer Person vereinenden Verfahrensart 
wählt Perron in: ders., Die Beweisaufnahme, S. 548 ff. 

13  Diesen Abgrenzungsbegriff wählt Ambos, ZStW 110, S. 225 ff. 
14  Siehe Di Corleto/Soberano, CDJP 2000, Nr. 10, S. 380; Gropengießer, ZStW 105, S. 169; 

Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 6. 
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a) Ausgangsreform von 1992 

 
So begrüßenswert und ungemein wichtig diese Reform ist, war sie jedoch nicht so 
weitreichend, wie es die Musterstrafprozessordnung intendiert.15 Ein Reforment-
wurf des auch an der Musterstrafprozessordnung beteiligten JULIO B. MAIER konn-
te sich nicht durchsetzen.16 Dieser Entwurf war der Musterstrafprozessordnung 
sehr ähnlich.17 Stattdessen gab der Gesetzgeber dem Vorschlag von RICARDO LE-

VENE (H.)18 den Vorzug.19 Letzterer konnte teilweise nicht mit den überkommenen 
Traditionen des inquisitorisch geprägten Verfahrens brechen, weshalb die Reform 
bereits als „halbherzig“ oder als „Teilreform“ bezeichnet wurde.20 Es war letztlich 
ein Kompromiss gegenüber den Traditionalisten, die aus einer Mischung aus 
Machtinteressen, Gewohnheit, Misstrauen und Entkriminalisierungsbefürchtungen 
eine noch weitergehende Reform verhinderten. So überlebte viel des autoritären 
Gedankenguts des alten CPMP.21 
 
Wenig bis gar keine Berücksichtigung fanden insbesondere die summarischen Ver-
fahrenserledigungen basierend auf dem Prinzip der Opportunität.22 WOISCHNIK 
erklärt dies damit, dass das Reformprojekt von RICARDO LEVENE (H.) sich stark an 
der als mustergültig geltenden Strafprozessordnung der argentinischen Provinz 
Córdoba orientierte, auf Grund der guten Erfahrungen mit selbiger.23 Das Problem 
dieser Rezeption war, dass die cordobesische Strafprozessordnung selbst seit 1940 
in Kraft ist und die bescheinigte Mustergültigkeit sich vor allem auf deren Entste-
hungszeitraum bezog und stets in Relation zum rechtsstaatlich ungleich mangelhaf-
teren Bundesstrafverfahren damaliger Zeit nach dem CPMP gesehen werden 

                                                 
15 Vgl. Ambos/Woischnik, ZStW 113, S. 362. 
16 Zu finden in Doctrina Penal Nr. 9 (1986), S. 645 ff.; eine eingehende Untersuchung findet sich 

in Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 62 ff.; Gropengießer, ZStW 105, S. 177 f. 
17  Llobet Rodríguez, Eser-FS, S. 550. 
18  Das „h.“ steht für das spanische „hijo“, was zu Deutsch „Sohn“ bedeutet. Es ist eine gängige 

Abkürzungs- und Zitierform und entspricht der Benennung „junior“. Woischnik, Untersuchungs-
richter, S. 6, Fn. 5. 

19 Vgl. Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 61 ff. m. w. N. 
20  Ambos/Woischnik, ZStW 113, 351 f. 
21  Vgl. Gropengießer, ZStW 105, S. 178. 
22  Vgl. Guariglia/Bertoni in: Maier/Ambos/Woischnik, Las reformas, S. 36 f. 
23  Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 75. 
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muss.24 Weiteren starken Einfluss hatte das italienische Recht. Einmal war das so-
genannte „Gesetz Rocco“ bereits das Vorbild für die cordobesische StPO, kam so-
mit über diesen Umweg in den CPPN, zudem beeinflusste es das Reformprojekt 
direkt. Wie eine Wiederholung der Geschichte war auch bei Erlass des CPPN die 
italienische StPO drei Jahre vorher durch ein neues Gesetz abgelöst worden, so 
dass sich auch der CPPN, wie bereits dessen Vorgänger (s.o.), ein veraltetes Re-
gelwerk zum Vorbild machte.25 Die (weltweite) Entwicklung des Strafprozess-
rechts der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts, in dem die liberalen Gedanken 
der alternativen Verfahrenserledigungen aufkamen,26 fand somit kaum Einzug in 
das Reformprojekt von 1992. Da mit dem Reformentwurf von JULIO B. MAIER ein 
Alternativvorschlag eingereicht war, der bereits ein abgekürztes Verfahren und 
mehrere den §§ 153 ff. dStPO vergleichbare Einstellungsmöglichkeiten kannte,27 
ist davon auszugehen, dass die Weigerung des Gesetzgebers, diese Art der Verfah-
renserledigungen, basierend auf dem Prinzip der Opportunität, einzuführen, be-
wusst geschah. Auch die Opposition brachte die Vorzüge des Projekts von MAIER 
im Bereich der besonderen Verfahrensarten ins Gespräch.28 
 
So konnte die Ausgangsreform von 1992 bei einem gewichtigen Problem des auto-
ritär geprägten Bundesstrafprozesses wenig Abhilfe schaffen: den überlangen Ver-
fahrensdauern. Das Fehlen alternativer Erledigungsformen im CPPN zum Zeit-
punkt seiner Verabschiedung war angesichts der chronischen Überlastung der Ge-
richte evident.29  
                                                 
24  Der Código Procesal Penal de la Provincia Córdoba war die erste Strafprozessordnung in der 

argentinischen Nation, welche die öffentliche und mündliche Hauptverhandlung einführte, sich 
somit vom CPMP positiv abgrenzte. 

25  Vgl. Zaffaroni in: Zaffaroni/Styma, StGB Argentinien, S. 9; das alte italienische Strafprozess-
recht ist nach Bovino, Suspensión, S. 15, nicht mehr als eine etwas aktualisierte Form der napo-
leanischen Gesetzgebung von 1808. Das verliehene Attribut „modern“ für den auf italienischem 
Recht resultierenden CPPN und CPP-Córdoba, kann demnach eher in ein „moderner“ als die alte 
inquisitorische Gesetzgebung vorhumanistischer Zeit umgedeutet werden, nicht als modern 
i.S.d. heutigen internationalen Standards. 

26  Z.B. in Deutschland die Einführung des § 153 dStPO durch die Emminger-Reform von 1924 und 
die später folgenden §§ 153a - 154 dStPO; vgl. Krey, Strafverfahrensrecht, B. I, S. 165, Rn. 412. 

27  Insbesondere Art. 230 f. und Art. 371 ff., abgedruckt in Doctrina Penal Nr. 9 (1986), S. 645 ff. 
28  Siehe Woischnik, Untersuchungsrichter, S. 74. 
29  So berichten übereinstimmend Córdoba in: Maier/Bovino, Procedimiento abreviado, S. 229,; 

Bovino, Suspensión, S. 16; Ambos, ZStW 108, S. 445. Verlässliche empirische Daten hierzu 
existieren, soweit ersichtlich, nur bruchstückhaft. Systematische Aufarbeitungen solcher Daten 



I. Die argentinische Bundesstrafprozessreform 

 6 

b) Weitere Reformschritte 

 
Seit der Kodifikation des CPPN sind nun beinahe 20 Jahre vergangen, so dass sich 
auch eine gewisse Anfangseuphorie oder -aufregung (je nach Sichtweise) gelegt 
hat. In der Zwischenzeit wurden vom Bundesgesetzgeber einige Ergänzungen am 
Bundesstrafverfahren vorgenommen, auch im Bereich der Prozessökonomie. He-
rauszuheben ist hier die Schaffung eines abgekürzten Verfahrens (juicio abrevia-
do),30 und einer möglichen Aussetzung der Hauptverhandlung zur Bewährung 
(suspensión del juicio a prueba).31 Auch die Gerichte haben wesentlich zur Rechts-
fortbildung beigetragen; so etwa die Entscheidung „Llerena“ zur Praxis des sog. 
Korrektionalverfahrens32 oder „Quiroga“ zur Funktionsaufteilung von Untersu-
chungsrichter und Staatsanwaltschaft im Vorverfahren.33 Die neue Gesetzgebung 
und Rechtsprechung sind Gegenstand dieser Untersuchung. 
 
Diese Entwicklungen können als Nachkorrekturen oder Ergänzungen zur Aus-
gangsreform eingestuft werden. Das ursprünglich fast ausschließlich dem Legali-
tätsprinzip unterworfene Bundesstrafverfahren wurde durch diese neuen Opportu-
nitätsinstrumente merklich aufgelockert. Die Reform von 1992 war somit nur der 
Ausgangspunkt eines fortschreitenden Modernisierungsprozesses. Die Verände-
rungen, denen das Bundesstrafverfahren nach der Ausgangsreform unterworfen 
war, waren ebenfalls sehr tiefgreifend. Gewisse „Halbherzigkeiten“ (s.o.) konnten 
somit korrigiert werden. Auf der anderen Seite sind vor allem die summarischen 
Verfahrensarten Gegenstand von Kritik.34 

                                                                                                                                        
über einen längeren Zeitraum fehlen. Einzelne Daten lassen sich finden in Guariglia/Bertoni in: 
Maier/Ambos/Woischnik, Las reformas, S. 67 ff. Die argentinische höchstrichterliche Recht-
sprechung zum Recht auf ein beschleunigtes Verfahren wird besprochen in Pastor, Plazo razo-
nable, S. 241 ff. 

30  Siehe Kapitel XV. 
31  Siehe Kapitel XVI. 
32  Siehe Kapitel XVIII.3. 
33  Siehe Kapitel XI.2. 
34  Hierzu D’Albora, CPPN, B. II, S. 955. Siehe auch Kapitel IX.6.a). 
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2. Das Umfeld der Bundesstrafprozessreform 

 
a) Die argentinische Wirtschaftskrise 

 
Das derzeitige Umfeld des argentinischen Bundesstrafprozesses ist denkbar 
schlecht. Ende 2001 geriet das bereits schon vorher35 in wirtschaftliche Turbulen-
zen geratene Land, in eine Staatsinsolvenz. Der bis dahin an den Kurs des amerika-
nischen Dollar gekoppelte Peso wurde abgewertet. Die sozialen Folgen waren ver-
heerend; große Teile der Bevölkerung verarmten. Bisher hatte sich in Argentinien, 
im Gegensatz zu den meisten anderen Ländern des lateinamerikanischen Konti-
nents, eine vergleichbar große Mittelschicht behaupten können. Infolge der schwe-
ren Wirtschaftskrise verschwindet diese Mittelschicht zusehends. Vor allem die 
junge gebildete Schicht sucht einen Ausweg in der Emigration.36 Die Krise war von 
vielen Protesten begleitet, welche das argentinische öffentliche Leben und die poli-
tische Kultur des Landes bis heute prägen. Que se vayan todos, alle sollen gehen, 
war die Forderung der von der Politik enttäuschten Bevölkerung an die Machtha-
ber. Das ohnehin große Misstrauen in die Staatsmacht wuchs in allen Bereichen: 
Legislative, Exekutive und Judikative.37 Die Krise konnte zwar in der zweiten Jah-
reshälfte des Jahres 2002 überwunden werden, die Auswirkungen sind aber noch 
eindeutig spürbar. Die Schere zwischen Arm und Reich ist weiterhin groß. Die Ge-
fahr eines erneuten Staatsbankrotts besteht seitdem latent.38 Kriminologisch hatte 

                                                 
35  Bereits in den neunziger Jahren schlug sich das wirtschaftliche Missmanagement des Landes in 

der Kriminalitätsstatistik nieder, so Hinton, State on the Streets, S. 28. 
36  In dem ehemals klassischen Einwandererland Argentinien haben sich die Verhältnisse umge-

kehrt. Die meisten Einwohner stammen aus Europa und viele besitzen nach wie vor eine zweite 
Staatsangehörigkeit des Abstammungslandes. Ebenso haben viele noch Verwandte auf dem „al-
ten Kontinent“. Die Abwanderungswelle wird dadurch stark begünstigt und geht vor allem in 
Länder, wie Spanien und Italien, wo meist auch keine Sprachbarrieren bestehen. Näheres bei 
Valdés in: Sieckmann, Politische Legitimation, S. 23 ff. 

37  Siehe Valdés in: Sieckmann, Politische Legitimation, S. 13 ff. m.w.N. 
38  Anfang 2010 wird das Land von der Rating Agentur Standard & Poors mit der Bonitätsnote B- 

bewertet. Die Kreditwürdigkeit Argentiniens ist Anfang 2010 somit schlechter als die Griechen-
lands zur selben Zeit einzustufen, dessen schwere Wirtschaftskrise Anfang 2010 im Euroraum in 
aller Munde ist. Die historische Statistik belegt das Risiko eines Staatsbankrottes bei diesem 
Wert mit 7 % innerhalb von 12 Monaten und immerhin 20 % innerhalb der nächsten 8 Jahre (In-
formationen von Boehringer, Das Pleiteparadies, 18.01.2010, www.sueddeutsche.de/finanzen/ 
235/500500/text/, und Cünnen, Parallelen zwischen Griechenland und Argentinien, 16.02.2010, 
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und hat die Wirtschaftskrise auch Auswirkungen. So war vor allem ein Anstieg im 
Bereich der Eigentums- und Körperverletzungsdelikte zu verzeichnen, dem klassi-
schen Deliktstypus der armen Bevölkerung.39 Die öffentliche Sicherheit hat sich in 
den Städten merklich verschlechtert. 
 
b) Die Krise des argentinischen Strafverfahrens 

 
Die wirtschaftlichen und sozialen Turbulenzen hatten und haben Einfluss auf die 
Strafverfahrensrechtsprechung und -gesetzgebung. Die Wahrnehmung zunehmen-
der Kriminalität führte zu einem erhöhtem Sicherheitsbedürfnis.40 Einen sehr auf-
schlussreichen Einblick in deutscher Sprache hierüber liefert der Aufsatz von EL-

BERT.41 Danach sind es vor allem der „Druck von der Straße“ und die „populistische 
Presse“, die angesichts der schwindenden öffentlichen Sicherheit eine „Null-Tole-
ranz“ Linie gegenüber Straftätern fordern.42 Die Verteidigung der Rechte des Be-
schuldigten wird als Angriff auf die öffentliche Sicherheit verstanden. Die verant-
wortlichen Institutionen beugen sich diesen Forderungen immer öfter. Zu verlo-
ckend scheint mangels Alternativen die billige und populäre Lösung des Strafrechts, 
um die öffentliche Meinung zu beeinflussen.43 ELBERT zeichnet ein düsteres Bild, 
wonach sich die „Kriminalpolitik in Argentinien immer weiter von den Ideen der 
Aufklärung und der theoretischen Auslegung des 20. Jahrhunderts wie dem Mini-
malismus, Garantismus, Dekriminalisierung, usw.“ entferne. Die Argumentation, 
wonach eine Nichtverurteilung als Niederlage des Staates in der Strafverfolgung 
verstanden wird, erinnert stark an das Verständnis des alten Inquisitionsprozesses. 
 

                                                                                                                                        
www.handelsblatt.com/finanzen/bulle-baer/bulle-baer-parallelen-zwischen-griechenland-und-
argentinien;2530225). 

39  Hinweis von Herrn Alberto Nanzer, Universität Buenos Aires; entsprechend genannt „Armuts-
kriminalität“ von Ambos/Malarino, ZStW 116, S. 514. 

40  Mit Nachweisen zur „Krise des argentinischen Strafrechts“ siehe Maier, Tiedemann-FS, S. 1223, 
Fn. 1. 

41  Elbert, ZStW 118, S. 953 ff. 
42  Ebenso Zaffaroni in: Zaffaroni/Styma, StGB Argentinien, S. 7. 
43  Von einer Flucht ins Strafrecht (huida hacia al Derecho Penal) spricht Fierro in: 

Baigún/Zaffaroni, CP, B. 2B, Arts. 71/76, S. 375; ähnlich Zaffaroni in: Zaffaroni/Styma, StGB 
Argentinien, S. 11. 


